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Lars Lindenau

Nach dem FG kam es nicht darauf an, ob der Zahnarzt 
seinen zahnärztlichen Versorgungsauftrag (noch) erfüll-
te, da dies allein Abrechnungsmodalitäten beträfe. Dies 
greift zu kurz, da der Zahnarzt in ausreichendem Maß zur 
Versorgung von Versicherten zur Verfügung stehen muss 

und sich hieraus ein – quantitatives – Hilfskriterium hätte 
ergeben können, selbst wenn keine Vorgaben zu Mindest-
sprechstunden bestehen. Argumentativ wäre ein entspre-
chender Rückgriff auf die Entzugsvorschriften möglich, 
wenn der Zahnarzt seine Tätigkeit nicht mehr ausübt 
(§§ 95 Abs. 6 S. 1, 72 Abs. 1 S. 2 SGB V). Das FG ließ 
weiter offen, ob die gewerbesteuerliche Bagatellgrenze 
von 3 Prozent hier angewendet werden kann. Angesichts 
der Umstände des Einzelfalls ist schwer vorstellbar, dass 
der BFH zu einem anderen Ergebnis kommt. Zumindest 
wünschenswert wäre eine weitere Konkretisierung der 
o. g. Kriterien durch den BFH. Für die konkrete Vertrags-
gestaltung in der Praxis wären damit weitere Chancen er-
öffnet, die steuerlichen Anforderungen entsprechend be-
lastbar umzusetzen. 
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